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Amts » Blatt 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. . Marienwerder, den 15. Januar 1896 1896. 


Verordnungen und Bekanntmachungen haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von der 


der Central⸗Behörden. Genoſſenſchaft getragen. Dagegen bleiben die nach 
I) Statut den Zwecken der Melioration behufs ihrer nutzbringen— 
für die Entwäſſerungs-Genoſſenſchaft zu [den Verwendung für die einzelnen betheiligten Grund— 
Oſterwick-Granau im Kreiſe Konitz. ſtücke erforderlichen Einrichtungen, wie Umbau und 


Beſamung von Wieſen, Anlage und Unterhaltung bes 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von ſonderer Zu- und Ableitungsgräben u. ſ. w., den be⸗ 
Preußen ꝛc., verordnen auf Grund der 88 57 und 65 treffenden Eigenthümern überlaſſen. Dieſelben ſind 
des Geſetzes vom 1. April 1879 (Geſetz-Sammlung jedoch gehalten, den im Intereſſe der ganzen Melioration 
Seite 297) nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: getroffenen Anordnungen des Vorſtehers Folge zu leiſten. 
§ 1. Die Eigenthümer der dem Meliorations⸗ § 4. Außer der Herſtellung der im Projekte und 
gebiete angehörigen Grundſtücke in den Gemeindebe- vorſtehend vorgeſehenen Anlagen liegt dem Verbande 
zirken Oſterwick, Granau, Rakelwitz, Groß Paglau und ſob, Binnenentwäſſerungs-Anlagen innerhalb des Me— 
Frankenhagen werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, liorationsgebietes, welche nur durch Zuſammenwirken 
um den Ertrag dieſer Grundſtücke nach Maßgabe der mehrerer Grundbeſitzer ausführbar find, zu ermitteln 
Abtheilung 1 des Meliorationsplans des Meliorations- und nöthigenfalls, nachdem der Plan und das Bei⸗ 
Bauinſpektors Fahl zu Danzig vom 22. Mai 1894 tragsverhältniß von der Aufjichtsbehörde feſtgeſtellt iſt, 
durch Entwäſſerung zu verbeſſern. auf Koſten der dabei betheiligten Grundbeſitzer Durch: 
Das Meliorationsgebiet iſt auf den ein Zubehör führen zu laſſen. 
des Meliorationsplanes bildenden Karten des Melio⸗ Die Unterhaltung derartiger Anlagen, die, ſoweit 
rations⸗Bauinſpektors Fahl vom 22. Mai 1894 dar⸗ erforderlich, in regelmäßige Schau zu nehmen find, 
geſtellt, daſelbſt mit einer Begrenzungslinie in grüner unterſteht der Aufſicht des Vorſtehers. 
und blauer Farbe bezeichnet und bezüglich der betheis § 5. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden unter 
ligten Beſitzſtände der Genoſſenſchafts-Mitglieder in Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß des Vor: 
den zugehörigen Regiſtern ſpeziell nachgewieſen. ſtandes angenommenen Meliorationstechnikers in der 
Karte und Regiſter werden mit einem auf das Regel in Akkord ausgeführt und unterhalten. 


Datum des genehmigten Statuts Bezug nehmenden Der mit der Aufſicht betraute Techniker hat das 
Beglaubigungsvermerk verſehen und bei der Aufſichts⸗ Bauprogramm aufzuſtellen, die ſpeziellen Pläne aus⸗ 
behörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. zuarbeiten, die für die Verdingung erforderlichen Unter— 


Y Die aufzuftellenden ſpeziellen Dieliorationspläne|lagen zu beſchaffen und zur Genehmigung vorzulegen, 
ind vor Beginn ihrer Ausführung ſeitens des Vor-füberhaupt alle für das zweckmäßige Ineinandergreifen 
ſtandes der Aufſichtsbehörde zum Zwecke der Prüfung der Arbeiten nothwendigen Maßregeln rechtzeitig anzu— 
durch den Meliorationsbaubeamten und zur Genehmi⸗ regen und vorzubereiten, die Ausführung zu leiten und 
gung einzureichen. die für die Aenderungs- und Ergänzungsanträge, für 
2 Abänderungen des Meliorationsprojektes, welche Abſchlagszahlungen und flir die Abnahme erforderlichen 
im Laufe der Ausführung ſich als erforderlich heraus- Unterlagen anzufertigen. 
ſtellen, können vom Genoſſenſchafts⸗Vorſtande beſchloſſen Die Wahl des Technikers, der mit demſelben 
werden. abzuſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
Der Beſchluß bedarf jedoch der Genehmigung der Vergebung der Hauptarbeiten unterliegen der Zuſtim⸗— 
ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. mung des Meliorationsbaubeamten. 
Vor Ertheilung der Genehmigung ſind diejenigen Auch im Uebrigen hat der Vorſtand in techniſchen 
Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die vers) Angelegenheiten, während der Bauausführung den Rath 
änderte Anlage berührt werden. des Meliorationsbaubeamten einzuholen und zu berück— 
8 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: „Ent- ſichtigen. 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Oſterwick⸗Granau“ und hat Nach Beendigung der Ausführung hat der Me— 
ihren Sitz in Granau. 5 liorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen und ſeſt⸗ 
§ 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter- zuſtellen, ob das Unternehmen zweck- und planmäßig, 


Ausgegeben in Marienwerder am 16. Januar 1896. 
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bezw mit den von der Aufſichtsbehörde genehmigten 
Aenderungen ausgeführt iſt. Sollten hierbei Kontroll⸗ 
Meſſungen erforderlich ſein, ſo ſind dieſelben unter 
Leitung des Meliorationsbaubeamten von vereideten 
Landmeſſern vorzunehmen; die Koſten dieſer Auf 
meſſungen ſind von der Genoſſenſchaft zu tragen. 

§ 6. Das Verhältniß, in welchem die einzelnen 
Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen haben, 
richtet ſich nach dem für die einzelnen Genoſſen aus 
den Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden Vortheil. 

Zur Feſtſetzung dieſes Beitrags verhältniſſes wird 
ein Kataſter aufgeftellt, in welchem die einzelnen Grund: 
ſtücke ſpeziell aufgeführt werden. Nach Verhältniß des 
ihnen aus der Melioration erwachſenden Vortheils 
werden dieſelben in zwei Klaſſen getheilt, und zwar ſo, 
daß das Beitragsverhältniß der erſten zur zweiten Klaſſe 
ſich wie zwei zu drei verhält. 

§ 7. Die Einſchätzung in dieſe beiden Klaſſen 
erfolgt durch zwei vom Vorſtande zu wählende Sach 
verſtändige uuter Leitung des Vorſtehers, welcher bei 
Meinungsverſchiedenheiten den Ausſchlag giebt. Nach 
vorgängiger ortsüblicher Bekanntmachung in den Ge— 
meinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaſtsgebiete ganz 
oder theilweiſe angehört und nach erfolgter Veröffent⸗ 
lichung dieſer Bekanntmachung wird das Genoſſenſchafts⸗ 
kataſter vier Wochen lang zur Einſicht der Genoſſen 
in der Wohnung des Vorſtehers ausgelegt. Abände⸗ 


rungsanträge müſſen innerhalb dieſer Friſt ſchriftlich 
Nach Ablauf 


bei dem Vorſteher angebracht werden. 
der Friſt hat der Vorſteher die bei ihm ſchriftlich ein⸗ 
gegangenen Abänderungsanträge der Aufſichtsbehörde 
vorzulegen. Die Letztere, beziehungsweiſe deren Kom 
miſſar, läßt unter Zuziehung der Beſchwerdeführer und 
eines Vertreters des Vorſtandes die erhobenen Rekla— 
mationen durch die von der Aufſichtsbehoͤrde zu be— 
zeichnenden Sachverſtändigen unterſuchen. Mit dem 
Ergebniß der Unterſuchung werden die Beſchwerdeführer 
und der Vertreter des Vorſtandes von dem Kommiſſar 
bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Gut’ 
achten einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemäß 
feſtgeſtellt, andernfalls ſind die Verhandlungen der 
Aufſichtsbehörde zur Entſcheidung einzureichen. Die 
bis zur Mittheilung des Ergebniſſes der Unterſuchung 
entftandenen Koſten find in jedem Falle von der Ge: 
noſſenſchaft zu tragen. Wird eine Entſcheidung er— 
forderlich, ſo ſind die weiter erwachſenden Koſten dem 
unterliegenden Theile aufzuerlegen. 

Sobald das Bedürfniß für eine Reviſion des 
feftgeftellten oder berichtigten Kataſters vorliegt, kann 
dieſelbe von dem Vorſtande beſchloſſen oder von der 
Aufſichtsbehörde angeordnet werden. Das Nevifions 
verfahren richtet ſich nach den fir die Feſtſtellung des 
Kataſters gegebenen Vorſchriften. 

§ 8. Im Falle einer Parzellirung ſind die Ge— 
noſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statut vorge: 
ſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
auf die Trennſtücke verhältnißmäßig zu vertheilen 
Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb 


zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichisbehörde 
zuläſſig. 
§ 9. Die Genoſſen ſind verpflichtet, die Beiträge 
in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Terminen 
zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei verſäumter 
Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Beträge bei— 
zutreiben. 

§ 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
der nach dem Meliorationsplane in Ausſicht genom— 
menen Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unter⸗ 
haltung, ſoweit ſein Grundſtück davon vorübergehend 
oder dauernd betroffen wird, gefallen zu laſſen. 

Darüber, ob und zn welchem Betrage dem ein— 
zelnen Genoſſen hierfür unter Berückſichtigung der ihm 
aus der Anlage erwachſenden Vortheile eine Entſchädi⸗ 
gung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Genoſſe mit 
dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, das nach 
Vorſchrift dieſes Statuts zu bildende Schiedsgericht mit 
Ausſchluß des Rechtsweges. 

§ 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im 
Uebrigen richtet ſich das Stimmverhältniß nach der 
Größe des in das Genoſſenſchafts Kataſter eingetrage— 
nen Grundbeſitzes mit der Maßgabe, daß diejenigen, 
welche mit 1 bis 2 Hektar betheiligt ſind, 2 Stimmen, 
die mit 2 bis 3 Hektar betheiligten Genoſſen 3 Stim: 
men haben und auf jedes fernere angefangene Hektar 
eine Stimme entfällt. 
| Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande 
zu entwerfen und nach vorgängiger öffentlicher Be: 
kanntmachung der Auslegung vier Wochen lang zur 
Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
auszulegen. Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte 
ind an keine Friſt gebunden. 

§ 12. Der Genoſſenſchaftsvorſtand beſteht aus: 
ah) einem Vorſteher, 
p) ſechs Repräſentanten der Genoſſenſchaftsmitglieder, 


welche auf ſämmtliche betheiligten Ortſchaften 
zu vertheilen ſind; zwei Genoſſen müſſen in 
Granau wohnhaft ſein. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehren— 
amt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumniß 


erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche, von der Ge— 
neralverſammlung feſtzuſetzende Entſchädigung. 


In Behinderungsfällen wird der Vorſteher durch 


den an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertreten. 


Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt 2 Stell: 


vertreter werden von der Generalverſammlung auf 
5 Jahre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf 
der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe, welcher den Beſitz 
der bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges 
Erkenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jedes Mitglied. Wird im erſten 
Wahlgunge eine abſolute Stimmenmehrheit nicht er⸗ 
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reicht, ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen 
beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben. Bei Stinnnengleichheit entſcheidet das vom 
Vorſitzenden zu ziehende Loos. 

Ju Uebrigen gelten die Vorſchriften für Ge⸗ 
meindewahlen. 

§ 13. Die Gewählten werden von der Auſſichts— 
behörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 
Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und deren 
Stellvertreter dient das von der Aufſichtsbehörde auf— 
genommene Verpflichtungsprotokoll. 

Soll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, 
daß der Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, So 
dient dazu ein Zeugniß der Aufſichtsbehörde. 

Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorſitz 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht hat wie die 
Repräſentanten und deſſen Stimme im Falle der 
Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchluſſe iſt es 
erforderlich, daß die Repräſentanten unter Angabe der 
Gegenſtände der Verhandlung geladen und daß mit 
Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei Drittel der 
Vorſtandsmitglieder anweſend ſind. Wer am Erſchei⸗ 
nen verhindert iſt, hat dies unverzüglich dem Vorſteher 
anzuzeigen. Dieſer hat alsdann einen Stellvertreter 
zu laden. 

§ 14. Soweit nicht in dieſem Statute einzelne 
Verwaltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der General: 
Verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher die 
ſelbſtſtändige Leitung und Verwaltung aller Angelegen⸗ 
heiten der Genoſſenſchaft. 

Jusbeſondere liegt ihm ob: 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen 
nach dem feſtgeſtellten Meliorationsplan zu ver: 
anlaſſen und zu beauſſichtigen; 
über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie über 
die Grabenräumung mit Zuſtimmung des Vor⸗ 
ſtandes, die nöthigen Anordnungen zu treffen 
und die etwa erforderlichen Ausführungsvor— 
ſchriften zu erlaſſen; 
die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge auszu— 
ſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf die 
Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung min⸗ 
deſtens zweimal jährlich zu revidiren; 
die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vor⸗ 
ſtande zur Feſiſetzung und Abnahme vorzulegen; 
die Unterbeamten der Genoſſenſchaft zu beauf 
ſichtigen; 

1) die Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, den 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen 
und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen 
Zur Abſchließung von Verträgen hat er die Ge⸗ 
nehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur 
Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung 
nicht erforderlich; 

die nach Maßgabe dieſes Statuts und der Aus⸗ 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
feſtgeſeten Ordnungsſtrafen, die den Betrag von 
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30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, zur 
Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 
§ 15. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen find 
in regelmäßige Schau zu nehmen, die alljährlich 
wenigſtens ein Mal und in den erſten fünf Jahren 
nach der Bauausführung jährlich zwei Mal, im Früh: 
jahr und im Herbſte, ſtattzufinden hat. 

Die Schau wird durch den Vorſteher geleitet. 

Die übrigen Vorſtandsmitglieder find zur Theil⸗ 
nahme an der Schau einzuladen. Der Schautermin 
iſt rechtzeitig, möglichſt vier Wochen vorher, der Auf⸗ 
ſichtsbehörde und dem zuſtändigen Meliorationsbau⸗ 
beamten anzuzeigen, welche befugt ſind, an den Schauen 
theilzunehmen. Die von ihnen gemachten Vorſchläge 
ſind zu beachten. 

Das Ergebniß der Schau iſt in einem Proto⸗ 
kolle, für deſſen Aufbewahrung der Vorſteher zu ſorgen 
hat, niederzulegen. 

Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, erforderlichen 
Falles die nach techniſchem Ermeſſen zur Unterhaltung 
der im Projekte vorgeſehenen oder ſtatutenmäßig be⸗ 
ſchloſſenen Anlagen nothwendigen Arbeiten im Zwangs⸗ 
wege auf Koſten der Genoſſenſchaft zur Ausführung 
zu bringen. £ 

Ueber Beſchwerden gegen die bezüglichen Anord— 
nungen der Aufſichtsbehörde entſcheidet der Regierungs- 
Präſident endgültig. 

§ 16. Die Verwaltung der Kaſſe führt ein 
Rechner, welcher von dem Vorſtande auf fünf Jahre 
gewählt und deſſen Remuneration vom Vorſtande feſt⸗ 
geſtellt wird. Die Auſfſichtsbehörde kann jederzeit die 
Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter Dienſt— 
führung anordnen. 

§ 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
Genoſſen unterliegen: 

1) Die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 

Stellvertreter; 

2) die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewährenden 

Entſchädigung; 

3) die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell: 
vertreter; 
4) die Abänderung des Statuts. 
§ 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Aufſichts⸗ 
behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung 
erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimm⸗ 
liſte nach den Flächenangaben des Grundſtücksregiſters 
des Genoſſenſchaftsgebietes aufzuſtellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlengen ſind in den 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen ($ 60 des Geſetzes 
vom 1. April 1879) mindeſtens aber alle fünf Jahre 
durch den Vorſteher zuſammen berufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ftände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt 
zu machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und außer⸗ 
dem durch ortsübliche Bekanntmachung in denjenigen 
Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaſtsgebiet 
ganz oder theilweiſe angehört. 


Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens zwei Wochen 
liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die 
Zahl der Erſchienen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
führt ſie, bezw. der von ihr ernannte Kommiſſar den 
Vorſitz. 

$ 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit: 
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gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum' an 
Grundſtücken über die Zuſtändigkeit oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten 
oder über beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln beruhende 
Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen 
in ihrem durch das Statut begründeten Rechten be: 
treffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, 
ſoweit nicht nach Maßgabe dieſes Statuts oder nach 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Inſtanz zur Entſchei⸗ 
dung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit anderer Behörden unterliegende Angelegen- 
heit handelt, jedem Theile die Anrufung der Entjchei- 
dung eines Schiedsgerichts frei, welche binnen zwei 
Wochen, von der Bekanntmachung des Beſcheides an 


mung der Aufſichtsbehörde bedürſtigen Vorſtandsbeſchluß 
erfolgen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 25. November 1895. 


gez. Wilhelm R. 
gegez. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 


2) Bekanntmachung. 
Poſtpacketverkehr mit der Südafrikaniſchen 
Republik. 


Von jetzt ab können Poſtpackete ohne Werth: 
angabe im Gewicht bis 3 kg nach der Südafrikaniſchen 
Republik auf dem Wege über Hamburg —Delagoa Bai 
mittels der Dampfer der Deutſchen Oſtafrika⸗Linie 
nach Maßgabe der Beſtimmungen der Vereins-Poſtpacket⸗ 
Uebereinkunft verſandt werden. 

Die Poſtpackete müſſen frankirt werden. Die 
Taxe beträgt einheitlich 4 Mark 35 Pfg. für jedes 
Packet. 

Ueber die Verſendungsbedingungen ertheilen die 
Poſtanſtalten auf Verlangen Auskunft. 

Berlin W., den 2. Januar 1896. 

Der Staatsſekretär des Reichs-Poſtamts. 

von Stephan. 
Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 
Bekanntmachung. 

In Folge Allerhöchſter Ernennung des bisherigen 

Königlichen Waſſerbauinſpektors und Bauraths Goͤrz 


3 


gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. hierſelbſt zum Regierungs- und Baurath iſt demſelben 
Die Koſten des Verfahrens ſind dem unterliegenden von dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten vom 
Theile aufzuerlegen. 1. Januar d. J. ab die Regierungs- und Bauraths⸗ 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, ſtelle beim hieſigen Ober Präſidinm, mit welcher die 
welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus zwei Geſchäfte des Weichſel⸗Strombaudirektors verbunden 


Beiſitzern. Die Letzteren werden nebſt 2 Stellvertretern 
von der Generalverſammlung nach Maßgabe der Vor— 
ſchriften dieſes Statuts gewählt. Wählbar iſt jeder, 
der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den öffent: 
lichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mitglied der 
Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
ſo iſt der Erſatzmann aus den gewählten Stellvertretern 
oder erforderlichen Falles aus den wählbaren Perſonen 
durch die Aufſichtebehörde zu beſtimmen. 

§ 20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen ſind unter der Bezeichnung: „Ent⸗ 
wäſſerungs⸗Genoſſenſchaft zu Oſterwick Granau“ zu er⸗ 
laſſen und vom Vorſteher zu unterzeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt: 
machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreisblatt 


zu Konitz und in das Konitzer Tageblatt aufgenonunen. 
zu ſein. 


§ 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer, dem § 69 des Geſetzes vom 1. April 
1879 entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 


kann ſie auch als ein Akt der Vereinbarung auf den 


Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Zuſtim- 6) 


ſind, verliehen worden. 

Danzig, den 7. Januar 1896. 

Der Ober⸗Präſident. 

4) Der Käthner und Schneider Albert Belz in 
Kölpin, Kreis Flatow, hat am 2. Oktober v. J. die 
etwa 5 ¾ Jahre alte Tochter des Briefträgers Hahl— 
weg aus Flatow mit Muth und Entſchloſſenheit und 
nicht ohne eigene Lebensgefahr vom Tode des Er— 
trinkens im Kölpiner Dorfſee gerettet, was ich be— 
lobigend mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß 
bringe, daß ich dem p. Belz für dieſe That eine Prämie 
von 30 Mark bewilligt habe. 

Marienwerder, den 8. Januar 1896. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

5) Dem Fräulein Gertrud Habel in Schloppe, 
Kreis Dt. Krone, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dies⸗ 
ſeitigen Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin thätig 


Marienwerder, den 30. Dezember 1895. 
Königliche Regierung. 

Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 

Dem Fräulein Lucy Albertine Schuth in Alt⸗ 


haufen iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk 
als Hauslehrerin zu ſungiren. 

Marienwerder, den 6. Januar 1896. 

Königliche Regierung, 

Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 

Bekanntmachung. 

Nachſtehend bringe ich die in dem Normalmarkt⸗ 
orte Elbing im Monat Dezember 1895 für Fourage 
gezahlten Preiſe nach dem Durchſchnitt der höchſten 
Tagespreiſe mit einem Aufſchlage von fünf vom Hundert 
zur öffentlichen Kenntuiß. 

Es ſind zu berechnen für: 
a. 50 Kilogramm Hafer 6 Mark 30 Pf. 
e 7 Heu 2 8⁴ 
C. „ 1 Stroh 2 „ 31 
Danzig, den 7. Januar 1896. 
Der Regierungs-Präſident. 

Bekanntmachung. 
Auf Grund des § 2 Nr. 4 der Landgemeinde: 
ordnung vom 3. Juli 1891 (G.⸗S. Seite 233) hat 
der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Graudenz in feiner 
Sitzung vom 8. Juni 1895 nach Anhörung der Be— 
theiligten beſchloſſen: 

1) die dem Gutsbeſitzer Orlovius zu Gubin gehörige, 
im Gutsbezirke Adl. Klein Schönbrück belegene 
Parzelle in Größe von 1,3835 Hektar mit 
1,57 Thaler Grundſteuerreinertrag (Kartenblatt ! 
Artikel 25 des Gutes Adl. Klein Schönbrück, 
Parzellen Nr. 87/1, 88 2) iſt von dem Guts⸗ 
bezirke Adl. Klein Schönbrück abzutrennen und 
mit dem Gutsbezirke Gubin zu vereinigen; 

2) die dem Beſitzer Pröll zu Dorf Roggenhauſen 
gehörige, im Gutsbezirke Adl. Klein Schönbrück 
belegene Parzelle in Größe von 30 Ar 28 Qua⸗ 
dratmeter mit 1,65 Thaler Grundſteuerreinertrag 
(Kartenblatt 1 Artikel 24 des Gutes Adl. Klein 
Schönbrück, Parzellen Nr. 139/19, 140/20) iſt 
von dem Gutsbezirke Adl. Klein Schönbrück ab: 
zutrennen und mit dem Gemeindebezirke Dor 
Roggenhauſen zu vereinigen. 

Vorſtehender Beſchluß hat die Rechtskraft 
erlangt. 
Graudenz, den 3. Januar 1896. 
Der Kreis⸗Ausſchuß. 

2 Bekanntmachung. 

Auf Grund des § 2 Nr. 4 der Landgemeinde— 
ordnung vom 3. Juli 1891 (G.⸗S. Seite 233) hat 
der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Graudenz in ſeiner 
Sitzung am 16. November 1895 nach Anhörung der 
Betheiligten beſchloſſen: 

1) die dem Beſitzer Michael Krauſe zu Blyſinken 
gehörigen, unter Artikel 2 eingetragenen Par⸗ 
,, 
und 93/3 in Geſammtgröße von 39,0258 Hektar 
mit 164,41 Thaler Grundſteuerreinertrag und 
47,22 Mark Grundſteuer, ſowie 210 Mark Ge⸗ 
bäudenutzungswerth und 8,10 Mark Gebäude 
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8) 
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9) 
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2) die dem Beſitzer Jakob Werner zu Königl. Reh⸗ 
walde gehörigen, unter Artikel 7 von Blyſinken 
eingetragenen Parzellen Nr. 89/1 und 92/2 in 
Geſammtgröße von 77,30 Ar mit 5,99 Thaler 
Grundſteuerreinertrag und 1,72 Mark Grund⸗ 
ſteuer 

von dem Gutsbezirke Blyſinken abzutrennen und mit 
der Landgemeinde Königl. Rehwalde zu vereinigen. 
Vorſtehender Beſchluß hat die Rechtskraft bes 
ſchritten. 
Graudenz, den 2. Januar 1896. 
Der Kreis-Ausſchuß. 


10) Der von den Käthnern Rzonska und Odzianski 
durch die Landparzelle des Grundbeſitzers Felix Paluchowski 
in Rakowitz führenden Fuß: und Fahrweg ſoll kaſſirt 
werden. 

Etwaige Einſprüche dagegen ſind beim Unter⸗ 
zeichneten innerhalb ſechs Wochen anzubringen. 

Bielsk, den 4. Jannar 1896. 

Der Amtsvorſteher. 


Bekanntmachung. 

Auf Grund des § 6 Artikel 11 des Reichs⸗Ge⸗ 
ſetzes vom 21. Juni 1887 (R.⸗G.⸗Bl. S. 245) betreffend 
Abänderung bezw. Ergänzung der Geſetze über die 
Quartierleiſtung und die Naturalleiſtungen für die 
bewaffnete Macht im Frieden ſowie der Vorſchrift der 
Ausführuugs⸗Inſtruction vom 30. Auguſt 1887 (R.⸗ 
G.⸗Bl. S. 433) unter Nr. 3 Abſatz 1 zu § 9 des 
Naturalleiſtungsgeſetzes werden nachſtehend mit einem 
Aufſchlage von fünf vom Hundert die Durch⸗ 
ſchnitte der höchſten Tagespreiſe, welche in den für die 
einzelnen Lieferungsverbände (Kreiſe) des Regierungs⸗ 
bezirks Marienwerder feſtgeſetzten Hauptmarktorten 
(§ 19 Abſatz 2 und 3 des Kriegsleiſtungs⸗Geſetzes vom 
13. Juni 1873) im Monat Dezember 1895 für 
Fourage gezahlt worden ſind, bekannt gemacht. 

Es betrug im Monat Dezember 1895 der Durch⸗ 
ſchnitt der höchſten Tagespreiſe einſchließlich eines Auf: 
ſchlages von fünf vom Hundert für 50 kg 
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Richt⸗ 
Hafer. Heu. ſtroh. 
im Hauptmarktorte Ab Ai 
Culm für die Kreiſe Briefen 
und Culm 6,30 2,49 2,40 
Flatow für den Kreis Flatow 6,04 2,36 2,36 
Die Krone „ „ Dt. Krone 5,46 1,31 1,58 
Dt. Eylau für die Kreiſe Löbau, 
Roſenberg und Strasburg 5,88 2,21 2,42 
Marienwerder für den Kreis 
Marienwerder 6,17 2,22 2,27 
Konitz für die Kreiſe Konitz, 
Schlochau und Tuchel 5,58 2,00 1,88 
Graudenz für die Kreiſe Grau⸗ 
denz und Schwetz 5,89 2,24 2,24 
Thorn für den Kreis Thorn 6,25 2,36 2,63 


Marienwerder, den (4. Januar 1896. 


ſteuer; 


Der Regierungs-Präſident. 


12) | Markt: u und 
in den größeren Städten des Regierungsbezirks 


II Nr 


I ASCHE 
Gerſte Hafer 


Namen 


Weizen Roggen 


der 


gut mittel [gering gut mittel [gering 


Städte. 


1] Chriſtburg 
2 Sul 

3] Dt. Eylau — 
4 Dt. Krone 
51 Flatow 
6 
7 
8 
8 


Graudenz 1307 
Jaſtrow 9 
Konitz 1412: 
Löbau 13116 

M. Friedland — 

111 Marienwerder 13 

12] Mewe 15—1 — 

130 Neumark 14 

14] Rieſenburg 13 


15 Roſenberg — 
160 Schlochau — 
17 Schwetz — — 


18] Strasburg 13 

19 Stuhm 5 
20 Thorn 1454 
210 Tuchel 13059 


22 Hammerſtein — 
23] Neuenburg — 
24] Vandsburg se 

Summa 152 


F 
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Durchſchnittspreis] 13/90 1112] 1138| 10180[10 
TE ̃u:. 2——ł—d ö — — — 
14 Bekanntmachung. Dieſe ausgelooften Kreisanleiheſcheine werden hier⸗ 


Bei der am 12. Dezember 1895 für das Jahr durch zum 1. Juli 1896 mit der Maßgabe gekündigt, 
1896 planmäßig bewirkten Auslooſung der Röſſeler daß von dieſem Zeitpunkte ab die Zinſenzahlung auf⸗ 
Kreisanleiheſcheine ſind folgende Nummern gezogen hört und die nicht zurückgegebenen Zinsſcheine bei der 


worden: III. Emiſſion. Rückzahlung des Kapitals in Abzug gebracht werden. 
auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums Die Einlöſung erfolgt bei der Kreis-Communal⸗ 
vom 17. März 1879. Kaſſe in Biſchofsburg und bei dem Banquier Herrn 
Littr. B Nr. 20 über 2000 Mk. Hermann Theodor in Königsberg. 
„ BU 2000 „5 Biſchofsburg, den 19. December 1895. 
„ l 200 „ Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Röſſel. 
„ B 8 14) Perſonal⸗Chronik. 
85 Sunnna 4400 Mk. Der Stadtkämmerer Granzin hier iſt zum Stell— 
IV. Emiſſion. vertreter des Amtsanwalts beim hieſigen Amtsgericht 
auf Grund des n 980 ernannt worden. Ä 
vom 16. Januar 1880. Uebertragen iſt die Verwaltung des Poſtamts 1 
Littr. A Nr. 17 über 5000 Mk. in Dt. Krone dem Major a. D. ER. a Düren 
el u 2000 (Rheinland.) 


Summa 7000 Mk. Es ſind verſetzt worden: der Ober-Steuer Kon— 


Yadenpreife 
karienwerder im Monat Dezember 1895. 


Breiie 


Uebrige Marktwaaren. 


Hülſenfrüchte — 8 Teich sec J ß. Eier 
Erbf TR nz j Rind 9 15 5 
Gelbe) el Kar⸗ 7 Te ane BEN Kalb le Be en 
dum nen, Linſen hofferu | Nicht Groß⸗ ae Bauch j 1 Schock 
Kochen | (weiße) handel K — co Stun 
Es koſten je 100 Kilogramm je 1 Kilogramm 


Sb % 1% e . Sl l . L eee 
— 100 — 1140] 114 11 : 1 3 
75] 100] 115 11— 11 600 1 so ne 
20 —-1 137 17) 10 2 10 216000 4 41 
50 90— 1200 111 1 1 600 193] 4 60 
500 95 —- 1200 1 1 2 — 1860 3 71 
251 96560 125 10101 1 700 2 12 370 
— 100— 11151 1050195 1 600 1 900 344 
sol — - 11-95 110: 1 70) 1194| 372 
eie 1164] 1 87 327 
5000 4 1-4 ı 1 60 2 — 3 60 
22 95.—J 110 11-4 J 1 50 1 90 390 
120 —1 1400 1 1 2 301 2 30 4 — 
90-090 1 1 50 1 55 3 — 
600 110.— 10 1010001 14) 2 — 3 10 
—| 75-1 1151-4 180 1 78 1 82 3 60 
1180 4 —A— ei 1 40 1 730 3 76 
22 /—— [ 75l4-j85t--\851 05 1 500 1 80 2 89 
— 290 525] 317: 5 611-1 135 80ʃ—9 1 30 2 10) 3 30 
n 1 60 1 700 3 60 
501 100 1300 1201 ı 1 40 1 92 3 47 
5— 1 90 —1 11201 1-4 1 11 800 1 80] 4 — 
I I IL I 
ren e777 


troleur Stackmann aus Frankfurt a. M. als Haupt⸗ Ini Kreiſe Graudenz iſt der Gutsadminiſtrator 
Zollamts-Kontroleur nach Thorn, der Ober⸗Grenz Kon- Kerber zu Sarnowken zum Stellvertreter des Amts⸗ 
troleur Bock aus Kalterherberg als Ober-Steuer-⸗Kon- vorſtehers für den Amtsbezirk Schloß Roggenhauſen 
troleur nach Neuenburg, der Steueramts⸗ Aſſiſtent ernannt. 

Hartwig aus Marienwerder als Steuer⸗Einnehmer Im Kreiſe Roſenberg iſt der Majoratsbeſitzer 
2. Klaſſe nach Schlochau, der Steuer-Aufſeher Bürgerleſreiherr von Schönaich zu Kl. Tromnau nach ab ze⸗ 
aus Graudenz als Steueramts-Aſſiſtent nach Marien- laufener Amtsdauer wieder zum Amtsvorſteher für den 
werder, der Steuer-Aufſeher für die Zuckerſteuer Böttcher Amtsbezirk Kl. Tromnau ernannt. 

aus Melno als Steuer Auſſeher nach Graudenz, der Im Kreiſe Deutſch Krone iſt der Königliche Ober: 
berittene Steuer-Aufſeher Kramp in Tütz als Steuer- förſter Wendroth zu Plietnitz nach abgelaufener Aunts⸗ 


Aufſeher für die Zuckerſteuer nach Marienburg, der dauer wieder zum Amtsvorſteher für die Amtsbezirke 
berittene Grenz-Aufſeher Weber aus Dorf Ottlotſchin Plietnitz und Lebehnker. Forſt ernannt. 
als berittener Steuer Auſſeher nach Tütz, der Grenz- Die Wahl des Bürgermeiſters Emil Grone berg 
Aufſeher Adomeit aus Grüneiche als berittener Grenz- zu Jaſtrow zum Bürgermeiſter der Stadt Strasburg 
Aufſeher nach Dorf Ottlotſchin. iſt beſtätigt. 

Im Kreiſe Schlochau iſt der Gutsbeſitzer Fink Perſonal-Veränderungen im Bereich des Kgl. 
zu Eichenfelde nach abgelaufener Amtsdauer wieder Provinzial-⸗Schul⸗Collegiums zu Danzig, 
zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk Neuguth ernannt. Den Oberlehrern Dr. Horowitz und Voigt am 


— 28 — 


— - - — 
11. Ladenpreiſe an einem der letzten Tage des Monats Dezember 1895 
Mehl zur Kaffee Ba? 
Namen Speiſeberei⸗] Gerſten⸗ a Neis eee | Se De 
tung aus i. [Dafer ? Java gelb J Speiſe ne- nieren. Eſſig. 
J eee e re in ge⸗ talg 
der Wei- Rog⸗ Grau den ſchrütze 1985 braun: Salz Schmalz je] 
3 zen. [gen. e. ten DR 500 
= Städte. 2 U a Vobnen hiefiges) 2 


Es koſtet je 1 Kilogramm 


e e ee e e le | 

II Chriſtburg li 14: i 5 3601 — 201 1 4 =: 
aA Culm 3801 — 120) 1 10 2 
3 Dt. Eylau 3800 — 200 210 = 
Dt. Krone 3,300—1201 1 — 
Flatow 3060 — 200 1 2 
Graudenz 3063— 200 1 8 
Jaſtrow 3060 — 200 160 =, 
Konitz 136600 — 200 160 en 
Löbau 3.20 — 200 1 ar 
Mk. Friedland 3201 — 20 1 — 
Marienwerder 3800 — 201 1 ei 
Mewe 3400 — 19 2 = 
Neumark 3801 — 20 18 10 
Rieſenburg 30600 — 201 1 16 
Roſenberg 3801 — 200 2 Br 
Schlochau 13601 — 201 1 en 
Schwetz 3101 — 201 1 10 
Strasburg 13080 — 200 107 = 
Stuhm 320 — 200 1 15 
Thorn 4 —— 20 1 — 
Tuchel 370 — 201 1 — 
Hammerſtein - 
Neuenburg pe 
Vandsburg = ke er * 
Summa 74] 9281 7 3]1ol6T] 713 an on 419] 31 501 50151 
Durchſchnittspreis —? 3—6 39-477 51 451461 293 358 — 20 1 600 50 3 


Daß in denjenigen Orten, wo die Rubriken unausgefüllt geblieben, die bezeichneten Artikel nicht zu 
Markte gekommen ſind, beſcheinigt. 


Marienwerder, den 11. Januar 1896. Der Regierungs-Präſident. 
— — 88 
Gymnaſium zu Thorn und Reimann am Gymnaſium Die Schullehrerſtelle zu Malankowo, Kreis Culm, 
zu Graudenz iſt der Charakter als „Profeſſor“ ver⸗ wird zum 1. Februar d. J. erledigt. 
e Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 


1 ; Er IR A Sin ea KN A * 0 
Der kommiſſariſche Seminarlehrer Koſchorreck ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 


ihrer Zeugniſſe bei dem kommiſſariſchen Kreisſchulinſpector 
Herrn Dr. Sechauſen zu Briefen zu melden. 


iſt am Schullehrerſeminar zu Tuchel als ordentlicher 
Seminarlehrer angeſtellt worden. 


15) Erledigte Schulſtellen. 

Die Schullehrerſtelle zu Adl. Bochlin, Kreis Die Lehrerſtelle in Neukrug, Kreis Schlochau, 
Marienwerder, wird zum 1. Februar er. erledigt. iſt erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die: Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die: 


ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
Herrn von Homeyer zu Mewe zu melden. Herrn Katluhn zu Prechlau zu melden. 


(Hierzu eine Extra Beilage und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 3.) 


Ertra-Beilage zum Amtsblatt. 


Bekanntmachung. 


Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der Bundesrath in der 
Sitzung vom 19. d. M. — F. 711 der Protokolle — die nachſtehenden Vorſchriften für 
die Vergütung der Brauntweinſteuern bei der Ausfuhr von flüſſigen alkoholhaltigen 
Parfümerien ſowie von alkoholhaltigen Kopf⸗, Zahn⸗ und Mundwaſſern mit der Maßgabe 
beſchloſſen hat, daß ſie vom 1. Jauuar 1896 ab in Kraft treten und daß von demſelben 
Zeitpunkte ab auf den Verkehr mit den vorbezeichneten Waaren zwiſchen der Branntwein⸗ 
ſteuergemeinſchaft und dem Großherzogthum Luxemburg die Beſtimmungen des zwiſchen 
der Königlich Preußiſchen und der Großherzoglich Luxemburgiſchen Regierung getroffenen 
Abkommens vom it Arr. 1858 Anwendung finden. 


Berlin, den 23. Dezember 1895. 


Der Finanz⸗Miniſter. 


Vorſchriften 


für 


die Vergütung der Branntweinſteuern bei der Ausfuhr von flüſſigen alkohol⸗ 
haltigen Parfümerien ſowie von alkoholhaltigen Kopf-, Zahn⸗ und Mundwaſſern. 


8. 1. 
Bei der Ausfuhr von flüſſigen alkoholhaltigen Parfümerien ſowie von alkoholhaltigen Kopf⸗, A, Ver- 
Zahn⸗ und Mundwaſſern, die ſich im freien Verlehr befinden, wird: gütungsſätze. 
die Maiſchbottich⸗- oder Materialſteuer mit. On Al, 
die Verbrauchsabgabe mit r 1 N 
die Brennſteuer mit 0,00 = 


Se I . * 5 . * — * . * * . „ . 
fur jedes in den ausgeführten Fabrikaten enthaltene Liter reinen Alkohols vergütet. 


— 


Eines Nachweiſes darüber, daß der Branntwein, aus welchem die Fabrikate bergeſtellt 
ſind, der Maiſchbotlich⸗ oder Materialſteuer unterlegen hat, bedarf es nicht. 


g. 2. 


B. Bedingun⸗ Die Steuervergütung wird nur denjenigen Gewerbetreibenden gewährt, welche das Vertrauen 
gen für die der Steuerbehörde genießen und ordnungsmäßige kaufmänniſche Bücher führen; auch darf ſie nur 


Gewährung fr. di ; 5 5 1 
der Vergütung. für die von ihnen ſelbſt hergeſtellten Parfümerien u. ſ. w. in Anſpruch genommen werden. 


F. 3. 

Wer Parfümerien u. ſ. w. mit dem Anſpruch auf Steuervergütung in das Ausland aus⸗ 
zuführen beabſichtigt, hat bei dem zuſtändigen Hauptamte die Genehmigung hierzu ſchriftlich nach— 
zuſuchen und dabei in doppelter Ausfertigung eine Betriebserklärung einzureichen, in welcher an⸗ 
zugeben iſt: 

a) welche einzelnen Arten von Parfümerien, Kopf⸗, Zahn⸗ und Mundwaſſern (F. 1) zur 
Ausfuhr gelangen follen, 

b) wieviel die wahre Alkoholſtärke des in jedem dieſer Fabrikate enthaltenen Braunt⸗ 
weins beträgt (Gewichtsprozente oder Volumenprozente), 

e) in welchen inneren Umſchließungen die Ausfuhr der einzelnen Fabrikate erfolgt, und — 
je nachdem die Alkoholſtärke der Fabrikate nach Gewichtsprozenten oder nach Volumen⸗ 
prozenten angegeben wird — welches Gewicht oder welche Raummenge an Par⸗ 
fümerien u. ſ. w. die zur Anwendung kommenden Umſchließungen enthalten, 

d) wie die Standgefäße bezeichnet ſind, aus denen die einzelnen Fabrikate ent: 
nommen werden, 

e) in welchen Räumen die mit der Poſt in das Ausland zu verſendenden Packete 
verſandfertig gemacht werden, 

f) ob die nicht mit der Poſt ausgehenden Fabrikate an der Amtsſtelle oder in der 
Gewerbsanſtalt vorgeführt und abgefertigt werden ſollen. 

Die Geſuchſteller müſſen zugleich die ausdrückliche Verpflichtung eingehen, daß fie ſich vor- 
kommendenfalls den im §. 19 vorgeſehenen Konventionalſtrafen unter Verzicht auf den Rechtsweg 
unterwerfen. 

Die im Abſatz 1 unter e vorgeſehenen Angaben find nach ganzen und hundertſteln oder auch 
tauſendſteln Kilogrammen oder Litern zu machen und können für eine größere Anzahl bis höchſtens 
zwölf Umſchließungen derſelben Art gemeinſchaftlich erfolgen. 

Werden in einem der Punkte, auf die ſich die Angaben unter a bis f beziehen, Aenderungen 
beabſichtigt, ſo ſind ſie vor ihrer Ausführung ſchriftlich in doppelter Ausfertigung bei dem Haupt⸗ 
amt anzumelden. 


F. 4. 

Gewerbetreibenden, welche Parfümerien u. ſ. w. mit dem Anſpruch auf Steuervergütung 
ausführen, iſt die ſteuerfreie Verwendung undenaturirten Branntweins zu Heil⸗, wiſſenſchafllichen 
und gewerblichen Zwecken ſowie der Bezug und die Verwendung denaturirten Branntweins in ihrem 
Betriebe und der Handel mit denaturirtem Branntwein, auch der Bezug von alkoholhaltigen 
Fabrikaten, die aus denaturirtem oder ſonſt ſteuerfrei abgelaſſenem Branntwein hergeſtellt find, 
unterſagt. Ausgenommen hiervon iſt die Verarbeitung derjenigen Branntweinvorräthe, die ihnen 
vor dem 1. Januar 1896 für die Zwecke der Parfümeriefabrikation ſteuerfrei verabfolgt ſind, und 
die ſteuerfreie Verwendung von Branntwein zur Herſtellung von Seifen. Letztere iſt bis auf 
weiteres unter der Bedingung zu geſtatten, daß die Verwendung des Branntweins zu dieſem Zweck 
gemäß 88. 9 und 10 der Vorſchriften für die ſteuerfreie Verwendung von undenaturirtem Brannt⸗ 
wein zu Heil-, wiſſenſchaftlichen und gewerblichen Zwecken amtlich überwacht wird. 

Die Direktivbehörde iſt befugt, unter Anordnung geeigueter Sicherheitsmaßregeln weitere 
Ausnahmen zuzulaſſen. 


— 


§. 5. 
10. Die Genehmigung der Anträge auf Gewährung der Steuervergütung erfolgt unter Vor⸗ 
behalt jederzeitigen Widerrufs durch die Direktivbehörde, welche erforderlichenfalls für einzelne Betriebe 
beſondere, durch das Steuerintereſſe gebotene Kontrolen anordnen darf. 


8. 6. 

| Die Gewährung der Ausfuhrvergütung ift in den Fällen, in denen die Verſendung nicht 
mit der Poſt erfolgt (§. 11), an die Bedingung geknüpft, daß die in einer Anmeldung mit dem 
een auf Steuervergütung aufgeführten Fabrikate zuſammen mindeſtens 3 Liter reinen Alkohols 
enthalten. 

§. 7. 

F Die Gewerbsanſtalten, deren Inhabern die Ausfuhr gegen Steuervergütung zugeſtanden 
wird, unterliegen der ſteuerlichen Reviſion. Sämmtliche Räume, in welchen die Aufbewahrung oder 
Behandlung von Branntwein, von alkoholhaltigen Fabrikaten und von Umſchließungen ſtattfindet, 
dürfen während der Arbeitszeit von den Steuerbeamten betreten werden. Letztere ſind berechtigt, 
die Fabrikationsbücher und die auf den Ankauf von Branntwein und auf die Veräußerung von 
Parfümerien u. |. w. bezüglichen Handlungsbücher, ſowie die Fakturen und ſonſtigen Geſchäftspapiere 
einzuſehen, die Vorräthe an Branntwein, alkoholhaltigen Ganz⸗ und Halbfabrikaten, ſowie an Um⸗ 
ſchließungen zu beſichtigen und diejenigen Reviſionshandlungen (Alkoholiſirungen, Vermeſſungen u. ſ. w.) 
vorzunehmen, die erforderlich find, um ſich von der Innehaltung der Betriebserklärung (S. 3 lit. a 
bis e) zu überzeugen. Die Einſicht in die Rezepte und die Benennung von Zuſatzſtoffen, die der 
Gewerbetreibende geheim zu halten wünſcht, kann nicht beanſprucht werden. 


8.8. 
Von jeder Art der zur Verwendung gelangenden inneren Umſchließungen ift der zuſtändigen 
Steuerſtelle eine leere Probe zu übergeben, an der erſichtlich gemacht iſt, bis zu welcher Höhe die 
Befüllung erfolgt. Die übergebenen Umſchließungen find von der Steuerſtelle zu verwiegen oder unter 
Berückſichtigung der Befüllungsmarke zu vermeſſen und gegen Vertauschung zu ſichern. Ihre Auf⸗ 
ewahrung kann in den Geſchäfts⸗ oder Fabrikräumen des Gewerbetreibenden erfolgen, der alsdann 
50 dieſem Zweck nach näherer Beſtimmung der Steuerbehörde ein unter Steuerverſchluß zu nehmendes 
ehältniß zur Verfügung zu ſtellen hat. 
8.9. 
% Werden Fabrikate, für welche die Steuervergütung beanſprucht wird, mit der Poſt in das C. Verfahren 
ders and verſandt, ſo ſind die abzuſendenden Packete, bevor ſie aus den Räumen, in denen ſie für bei der Aus. 
DR on runsport fertig geſtellt find ($. 3 lit. e) entfernt werden, in ein nach Maßgabe der Anlage 150 e 
S Aierteljahresabſchnilten zu führendes Poſt⸗Ausgangsbuch einzutragen. Die Eintragung in die gegen Steuer 
palten 1 bis 13 gilt als Ausfuhranmeldung. Der Gewerbelreibende haftet für ihre Richtigkeit. vergütung. 
N 1. Poſtverkehr. 
§. 10. 
Eine Vorführung der einzelnen Poſiſendungen zur ſteuerlichen Neviſion findet nicht ſtatt. 
neh Die Steuerbeamten haben bei ihren nach näherer Beſtimmung der Direklivbehörde vorzu⸗ 
akluenden Reviſionen ſämmtliche Einträge in das Poſt⸗Ausgangsbuch zu prüfen, dieſelben mit den 
halt vn zu vergleichen und die Richtigkeit der Angaben über den Alkoholgehalt und über den In⸗ 
Wager Umſchließungen durch Unterſuchung des Inhalts der Standgefähe, aus welchen die verſandte 
a entnommen iſt, und durch Vergleichung der niedergelegten und der im Beſtande befindlichen 
gen bließungen gleicher Art probeweiſe zu Eontroliren. Der Umfang und das Ergebniß der vor— 
ommenen Ermittelungen iſt von ihnen an der vorgeſchriebenen Stelle im Poſt⸗Ausgangsbuch zu 


Post orten. Jalls ſich hieraus keine Anſtände ergeben (§. 19), find die Angaben des Verſenders im 
EM nsgangsbuch der Berechnung der Steuervergütung zu Grunde zu legen. 


) Hier nicht mit abgedruckt. 
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Die Steuerbeamten ſind berechtigt, die zur Verſendung in das Ausland fertiggeſtellten 
Packete von der Abſendung zurückzuhalten und mittelſt Reviſion (88. 14ff.) das Gewicht oder die 
Menge und den Alkoholgehalt der darin enthaltenen Fabrikate feſtzuſtellen. | 


Sal; 
2. Anderweite Sollen Fabrikate gegen Steuervergütung ausgeführt werden, ohne daß ihr Verſand mittelſt 
Ausfuhr. der Poſt erfolgt, jo iſt bei der zuſtändigen Steuerſtelle eine Anmeldung‘ abzugeben, für welche die 
Anlage 2*) als Vorbild dient. Der Verſender hat die Spalten 1 bis 10 der Anmeldung auszufüllen 
und haftet für die Richtigkeit ſeiner Angaben. 

Wenn der Anmeldung ein Duplikat der Faktura oder ein Buchauszug von genügender 
Deutlichkeit und Ueberſichtlichkeit beigefügt iſt, ſo brauchen die darin enthaltenen Einzelangaben in 
der Anmeldung nicht wiederholt zu werden. Die Duplikate und Auszuͤge können im Wege der 

mechaniſchen Vervielfältigung hergeſtellt werden. 


F. 12. 
Alkoholhaltige und nicht alkoholhaltige Parfümerien u. ſ. w. dürfen in demſelben unter 
Steuerkontrole auszuführenden Kollo zuſammengepackt werden. In ſolchen Fällen ſind die nicht 
alkoholhaltigen Parfümerien u. ſ. w. in der Ausfuhranmeldung nach Art und Menge, getrennt von 
den alkoholhaltigen Fabrikaten, ſummariſch aufzuführen. 


Fer 

Die zur Ausfuhr angemeldeten Kolli ſind zur ſteuerlichen Abfertigung vorzuführen; ihre 
Ausfuhr iſt nachzuweiſen. 

Die Reviſion der vorgeführten Kolli kann unterbleiben. 

Wird von der Reviſion Abſtand genommen, ſo erfolgt die Ausgangsabfertigung unter Vor⸗ 
behalt der nach Maßgabe des §. 10 Abſatz 2 nachträglich vorzunehmenden Ermittelungen. Der 
Umfang und das Ergebniß derſelben ſind in den erledigten Ausfuhranmeldungen, welche den Ab⸗ 
fertigungsbeamten von der Steuerſtelle zuzuſtellen ſind, zu vermerken. Falls ſich hieraus keine 
Anſtände ergeben (§. 19), ſind die Angaben des Verſenders in der Anmeldung der Berechnung der 
Steuervergütung zu Grunde zu legen. 

§. 14. 

Wird eine Reviſion der vorgeführten Kolli vorgenommen, ſo ſind von allen oder von einigen 
Sorten der angemeldeten und in verſandfertiger Verpackung vorgeführten Parfümerien u. ſ. w. ein 
oder mehrere Stücke in Bezug auf ihren Alkoholgehalt und auf die Nichtverwendung von denaturirtem 
Branntwein zu prüfen, ſowie von allen oder von einigen Arten der in der Anmeldung aufgeführten 
Umiſchließungen ein oder mehrere Stücke mit den amtlich aufbewahrten Probeflaſchen u. ſ. w. zu 
vergleichen, oder zu verwiegen beziehungsweiſe zu vermeſſen. 

Zum Erſatz der von den Abferkigungsbeamten entnommenen und geöffneten Flaſchen u. ſ. w. 
dürfen überzählige Stücke der einzelnen Gattungen mit vorgeführt werden. 

Das Gewicht oder die Menge der zur Ausfuhr beſtimmten Parfümerien u. ſ. w. kann auf 
Antrag des Verſenders auch in der Weiſe ermittelt werden, daß die amtlichen Feſiſtellungen bei 
der Einfüllung in die Verſandgefäße erfolgen. In dieſem Falle iſt die Befüllung der Verſandgefäße 
und das Einpacken derſelben amtlich zu überwachen. Die Ueberwachung des Empadens kann auch 
erfolgen, um die Zahl und Art der eingepackten Umſchließungen feſtzuſtellen. 


$. 15. 
Wenn ein Bedürfniß vorliegt, kann die Abſendung der nach Maßgabe des §. 14 zur Aus⸗ 
fuhr abzufertigenden Parfümerien u. ſ. w. nach im Uebrigen erfolgter Vorabfertigung bereits vor 
Feſtſtellung der Alkoholſtärke geſtattet werden. In dieſen Fallen iſt der Reviſionsbefund nachträglich 
zu vervollſtändigen ($. 13 Abſatz 3). a 


) Hier nicht mit abgedruckt. 


u 


8. 16. 

Auf die weitere Behandlung der nach SS. IL ff. abgefertigten Parfümerien u. ſ. w. finden 
die in den einzelnen Bundesſtaaten für die Ausfuhr von Branntwein und Branntweinfabrikaten 
beſtehenden Vorſchriften mit der Maßgabe Anwendung, daß in Fällen, in welchen ein befonderes 
Bedürfniß dazu vorliegt, ausnahmsweiſe die Anlegung der Verſchlüſſe durch einen Beamten geſtattet 
werden kann. 

Die Verſendung der abgefertigten Waaren von der Abfertigungsſtelle nach dem Grenz⸗ 
ausgangsamt erfolgt unter Steueraufſicht und zwar in der Regel unter amtlichem Raumverſchluß 
oder amtlicher Begleitung. Kolloverſchluß iſt nur inſoweit zuläſſig, als die Verſendung der Fabrikate 
in Kiſten, Körben, Ueberfäſſern und dergleichen erfolgt, welche die Anlegung eines ſteueramtlichen 
Bleiverſchluſſes geſtatten. 

Die Abfertigung bei dem Grenzausgangsamt beſchränkt ſich in unverdächtigen Fällen auf die 
Prüfung und Abnahme des angelegten ſteueramtlichen Verſchluſſes ſowie auf die Vergleichung der 
Art und der Bezeichnung der Kolli mit den entſprechenden Angaben in der Anmeldung. 


8. . 

Bei Parfümerien u. |. w., deren Alkoholſtärke mit genügender Sicherheit durch das Alkoholo- 3. Ermitte⸗ 
meter oder durch den zur Ermittelung des Alkoholgehalts von verſetzten Branntweinen, Fruchtſäften lung des Allo 
und dergleichen eingeführten Deſtillirapparat zu beſtimmen iſt, erfolgt dieſe Feſtſtellung durch die holgehalts. 
Bezirks⸗Steuerſtelle oder eine von der Direktivbehörde ermächtigte Steuerſtelle oder durch die Ab— 
fertigungsbeamten. 

$. 18. 

Bei Parfümerien u. ſ. w., deren Alkoholſtärke weder durch das Alkoholometer noch durch 
den im 8. 17 bezeichneten Deſtillirapparat mit genügender Sicherheit ermittelt werden kann, erfolgt 
die Feſtſtellung der Alkoholſtärke durch einen von der oberſten Landesfinanzbehörde oder auf deren 
Ermächtigung von der Direktivbehörde zur Vornahme folder Unterſuchungen bezeichneten vereidigten 
Chemiker. Zu dieſem Zweck ſind von den Abfertigungsbeamten unter Zuziehung des Verſenders 
Proben zu entnehmen und unter der gehörigen Bezeichnung mit dem Amtsſiegel zu verſchließen; der 
Verſender kann dieſem ſein eigenes Siegel beifügen. 

Die Unterſuchung iſt zugleich darauf zu richten, ob die Parfümerien u. ſ. w. denaturirten, 
durch Zuſätze geruchlos gemachten Branntwein oder dergleichen enthalten. 

Die Koſten der Unterſuchung fallen, wenn ſich ergiebt, daß der Alkoholgehalt um mehr als 
4 Gewichtsprozente hinter der in Gewichtsprozenten angemeldeten Stärke oder um mehr als 

Volumenprozente hinter der in Volumenprozenten angemeldeten Stärke zurückbleibt oder, daß 
denaturirter Branntwein verwendet iſt, dem Verſender zur Laſt. 


§. 19. 

f Findet ſich bei den nach 8$. 10, 13 und 14 vorzunehmenden Prüfungen, daß die Alkohol- D. Folgen un. 
ſtärke um mehr als 4 Gewichtsprozente hinter der in Gewichtsprozenten angemeldeten Stärke oder richtiger An- 
um mehr als 4 Volumenprozente hinter der in Volumenprozenten angemeldeten Stärke zurückbleibt meldungen. 
oder, daß der Inhalt der Flaſchen u. ſ. w. um 10 Prozent oder mehr geringer iſt als nach den 
Angaben des Verſenders, ſo iſt die Sendung oder bei mehreren Gattungen von Parfümerien u. ſ. w. 
in einer Sendung die betreffende Gattung von der Vergütung auszuſchließen, und gegen den Ge⸗ 
werbetreibenden von der Direktivbehörde für jeden Einzelfall eine Konventionalſtrafe bis zu 1000 A. 
zeſtzuſetzen und im Verwaltungswege einzuziehen, unbeſchadet des daneben etwa auf Grund der 
Brannſweinſteuergeſetze einzuleitenden Strafverfahrens. 

. In gleicher Weiſe iſt eine Konventionalſtrafe bis zu 10 000 A feſtzuſetzen für jeden Einzel⸗ 
tal, in dem die Direktivbehörde für nachgewieſen erachtet, daß zu den mit dem Anspruch auf 
Steuervergütung zur Ausfuhrabfertigung vorgeführten Parfümerien u. ſ. w. denaturirter oder — 
gogeſehen von der für die Verarbeitung des vor dem 1. Januar 1896 ſteuerfrei abgelaſſenen 
worden ft vorgeſehenen Ausnahme (§. 4) — ſonſt ſteuerfrei abgelaſſener Branntwein verwendet 


E. Liquidirung 


und Verrech⸗ 
nung der 
Stenerver⸗ 
gütung. 


F. Herſtellung 


= en 


Die im Abſatz 1 und 2 bezeichneten Strafen treten nicht ein, wenn nach dem Ermeſſen der 
Direktivbehörde die Zuwiderhandlung ohne Wiſſen und Willen des Gewerbetreibenden und, ohne 
daß ihn dabei ein grobes Verſehen trifft, begangen iſt. 

In den Fällen des Abſatz 2 iſt dem betheiligten Gewerbetreibenden von der Direktiv⸗ 
behörde die Erlaubniß zu entziehen, Parfümerien u. ſ. w. mit dem Anſpruch auf Steuervergütung 
auszuführen. 

8. 20. 

In Bezug auf die Liquidirung und Verrechnung der Steuervergütungen finden die 88. 1 
bis 8 der durch den Bundesrathsbeſchluß vom 27. Juni 1895 genehmigten Beſtimmungen zur 
Ausführung des Geſetzes vom 16. Juni 1895 mit der Maßgabe Anwendung, daß die Vergütungen 
für die mit der Poſt zur Ausfuhr gebrachten Fabrikate vierteljährlich auf Grund des Poſt⸗Aus⸗ 
gangsbuches zu liquidiren und feſtzuſetzen ſind. 

Das Poſt⸗Ausgangsbuch iſt am letzten Tage des Quartals abzuſchließen und bis zum 
10. des folgenden Monats der zuſtändigen Steuerſtelle einzureichen. 


8.21. 
Für diejenigen Fälle, in denen die Herftellung auszuführender Parfümerien u. ſ. w. in 


auszuführen: zollſicher abgeſchloſſenen Räumen erfolgen ſoll, kommt der §. 10 Abſatz 2 der im $. 20 bezeichneten 


der Parfüme 
rien u ſ. w. in 


zollſicher 


abgeſchloſſ enen 


Räumen. 


Ausführungs-Beſtimmungen zur Anwendung. 


Gedruckt bei Julius Slttenſeld in Berllu W. 


